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Niederschrift 
über die 12. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 
am Dienstag, 11. Januar 2022, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Dr. Martina van den Hövel-Hanemann, Vorsitzende, B90/Grüne 
Wolfgang Decker, 1. stellvertretender Vorsitzender, SPD 
Sophie Eltzner, Mitglied, B90/Grüne 
Christine Hesse, Mitglied, B90/Grüne (bis 18:50 Uhr) 
Selina Holtermann, Mitglied, B90/Grüne 
Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne 
Anke Bergmann, Mitglied, SPD (Vertretung für Ramona Kopec) 
Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 
Dr. Ron-Hendrik Hechelmann, Mitglied, SPD 
Maximilian Bathon, Mitglied, CDU 
Dominique Kalb, Mitglied, CDU 
Dr.-Ing. Norbert Wett, Mitglied, CDU 
Mirko Düsterdieck, Mitglied, DIE LINKE 
Sabine Leidig, Mitglied, DIE LINKE 
Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 
Sascha Bickel, Mitglied, FDP 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Dr. Thomas Nöcker, Vertreter des Seniorenbeirates 
 
Magistrat 
Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 
Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 
Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 
Dr. Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 
Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 
 
Schriftführung 
Annika Kuhlmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Thorsten Bork, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Dr. phil. Michael von Rüden, 2. stellvertretender Vorsitzender, CDU 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
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2 von 13 Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Stefan Rios, Amt für Kämmerei und Steuern 
Thomas Bergmann, Revisionsamt 
Dr. Sabine Schormann, documenta und Museum Fridericianum gGmbH 
Niklas Kraft, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der 

öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel 
(Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) 
vom 16. Dezember 1991 in der Fassung der Fünfzehnten 
Änderung vom 20. Juli 2015 (Sechzehnte Änderung) 

101.19.321 

2. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende 
Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und 
entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO für 
das Jahr 2021; - Kenntnisnahme Liste Z4 / 2021 - 

101.19.325 

3. Tourismuskonzept 101.19.257 
4. Beschaffung und Bewirtschaftung 101.19.259 
5. Aufstellung eines Gesamtabschlusses der Stadt Kassel 101.19.266 
6. Absenkung des Wahlalters 101.19.267 
7. Mitgliedschaft im Verein Deutscher Sprache e. V. 101.19.278 
8. Kein „Gendern“ in amtlichen Schreiben der Stadt Kassel 101.19.281 
9. Zwangsvollstreckungsverfahren Rundfunkbeitrag 101.19.282 
10. LWV-Umlage 101.19.293 
11. Gedenken am Ehrenmal wieder ermöglichen 101.19.299 
12. Städtisches Konzept zur Rechtsform des documenta-

Instituts 
101.19.314 

13. Geehrte in Kassel 101.19.323 
 
 
 
Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann eröffnet die mit der Einladung vom 
4. Januar 2022 ordnungsgemäß einberufene 12. öffentliche Sitzung des 
Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die 
Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
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Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, beantragt die Tagesordnungspunkte 
7.  Mitgliedschaft im Verein Deutscher Sprache e. V. 
 Antrag der AfD-Fraktion 
 -101.19.278- 
 
und 
 
8.  Kein „Gendern“ in amtlichen Schreiben der Stadt Kassel 
 Antrag der AfD-Fraktion 
 -101.19.281- 
wegen Sachzusammenhangs gemeinsam zur Beratung aufzurufen.  
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 
Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann stellt die so geänderte Tagesordnung 
fest. 
 
 
1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen 

Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -
gebührensatzung) vom 16. Dezember 1991 in der Fassung der Fünfzehnten 
Änderung vom 20. Juli 2015 (Sechzehnte Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.321 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel 
(Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16. Dezember 1991 in der 
Fassung der Fünfzehnten Änderung vom 20. Juli 2015 (Sechzehnte Änderung) 
in der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- 
und -gebührensatzung) vom 16. Dezember 1991 in der Fassung der Fünfzehnten 
Änderung vom 20. Juli 2015 (Sechzehnte Änderung), 101.19.321, wird 
zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Hesse 
 
 
2. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 

bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß  
§ 19 GemHVO für das Jahr 2021; - Kenntnisnahme Liste Z4 / 2021 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.325 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen Liste 
Z4/2021 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen und 
Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  
 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von  4.222.287,94 € 
 
 im Finanzhaushalt in Höhe von  1.247.949,90 € 
 
Kenntnis.“ 

 
Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen B90/Grüne und SPD 
- 101.19.257 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  

 
Der Magistrat wird gebeten, unter Beteiligung der Kassel Marketing GmbH über 
die bisherige Umsetzung des Tourismuskonzeptes und dessen Evaluation in 
einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen zu berichten. 

 
Stadtverordnete Holtermann, Fraktion B90/Grüne, begründet den gemeinsamen 
Antrag. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen B90/Grüne und SPD betr. 
Tourismuskonzept, 101.19.257, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Hechelmann 
 
 
4. Beschaffung und Bewirtschaftung 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.259 - 

 
Antrag 
 

1. Wie erfolgte die Umsetzung des Beschlusses der 
Stadtverordnetenversammlung  
(101.17.181) vom 26.09.2011 zur regionalen, biologischen und fairen  
Bewirtschaftung und Beschaffung? 

2. Welche Maßnahmen wurden seit dem Beschluss „Nachhaltige NordhEssen“ 
(Vorlage 101.18.1499) in die Wege geleitet? 
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4. Wo sind die Vergabekriterien der Stadt und der städtischen Gesellschaften zu 

finden? 
5. Welche Kriterien werden bei Ausschreibungen und Vergaben mit welcher 

Gewichtung berücksichtigt? 
6. Wie wird die Einhaltung der Tariftreue und weiterer Kriterien nach Vergabe 

kontrolliert? 
7. Hat die Stadt Kassel ihre Beschaffungskriterien seit Novellierung des 

Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes insbesondere zu Aspekten der 
Nachhaltigkeit verändert? Wenn ja, inwiefern? 

8. Um wie viel Prozent stiegen die kalkulierten Kosten bei einer Ausschreibung 
durch veränderte Kriterien? 

9. Welche Fortbildungen werden für Mitarbeiter*innen der Stadt Kassel zu 
Möglichkeiten im Rahmen des Vergabegesetzes wahrgenommen? 

10. Mit welchen Städten befindet sich die Stadt Kassel in Austausch, um in der 
Vergabe Möglichkeit für Nachhaltigkeit und gute Arbeitsbedingungen 
auszuschöpfen? 

11. Wie oft hat die Stadt Kassel bei beauftragten Unternehmen sowie ihren 
Nach- und Verleihunternehmen die Einhaltung der Verpflichtungen 
überprüft, insbesondere im Bau, in der Gebäudereinigung und bei 
Verkehrsleistungen? 

 
Stadtbaurat Nolda erklärt, dass die Beantwortung der Anfrage sehr ausführlich ist 
und er daher die schriftlichen Antworten der Niederschrift als Anlage beifügt. 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
Nach Zusage der schriftlichen Antworten zur Niederschrift erklärt Vorsitzende 
Dr. van den Hövel-Hanemann die Anfrage für erledigt. 
 
 
5. Aufstellung eines Gesamtabschlusses der Stadt Kassel 

Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.19.266 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, beginnend mit dem Haushaltsjahr 2021 
jährlich einen konsolidierten Gesamtabschluss der Stadt Kassel vorzulegen. 

 
Stadtverordneter Bickel, FDP-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
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Zustimmung: FDP 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU 
Enthaltung: DIE LINKE, AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der FDP-Fraktion betr. Aufstellung eines Gesamtabschlusses der Stadt 
Kassel, 101.19.266, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 
 
 
6. Absenkung des Wahlalters 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der B90/Grüne, SPD und Die Linke 
- 101.19.267 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung fordert die Hessische Landesregierung und 
die Fraktionen des Hessischen Landtags auf, die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass das aktive Wahlalter für Abstimmungen auf 
kommunaler und Landesebene und für die Kommunalwahlen sowie die  
(Ober-)Bürgermeister*innen- und Landratswahlen und den Hessischen Landtag 
auf 16 Jahre festgelegt wird. Das passive Wahlalter wird für Kommunalwahlen 
(Stadtverordnetenversammlungen, Kreistage) auf 16 Jahre, für Landtagswahlen 
auf 18 Jahre festgelegt. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fordert Hessische Landesregierung, 
Bundesregierung und die Fraktionen des Deutschen Bundestages auf, die 
rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass das aktive Wahlalter für 
Abstimmungen und für die Wahlen zum Deutschen Bundestag und das 
Europäische Parlament auf 16 Jahre, das das passive Wahlalter auf 18 
Jahre gesenkt wird. 

 
Stadtverordnete Bergmann, SPD-Fraktion, begründet den gemeinsamen Antrag.  
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Zustimmung: B90/Grüne, SPD, DIE LINKE 
Ablehnung: CDU, AfD 
Enthaltung: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen B90/Grüne, SPD und DIE LINKE betr. 
Absenkung des Wahlalters, 101.19.267, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Leidig 
 
 
Die Tagesordnungspunkte 7 und 8 werden wegen Sachzusammenhangs 
gemeinsam aufgerufen. Die Abstimmung erfolgt getrennt. 
 
7. Mitgliedschaft im Verein Deutscher Sprache e. V. 

Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.278 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Die Stadt Kassel schließt zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine Mitgliedschaft 
beim Verein Deutsche Sprache e. V. (VDS) ab. 

 
Stadtverordneter Dreyer, AfD-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, DIE LINKE, FDP 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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e. V., 101.19.278, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Bickel 
 
 
8. Kein „Gendern“ in amtlichen Schreiben der Stadt Kassel 

Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.281 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Die Stadtverwaltung wird aufgefordert in Texten aller Art, darunter 
insbesondere städtischen Bekanntmachungen, Publikationen und 
Veröffentlichungen, auf die Verwendung des sogenannten Binnen-I, des 
Gender-Gaps und auf Gendersternchen zu verzichten. Stattdessen sollen die 
städtischen Mitarbeiter dazu angehalten werden, das grammatikalisch für beide 
Geschlechter (unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung) geltende, im 
allgemeinen Sprachgebrauch übliche und von der breiten Mehrheit der Bürger 
gesprochene und akzeptierte generische Maskulinum zu verwenden. 
 
Eine entsprechende Änderung der Allgemeinen Geschäftsanweisung der Stadt 
Kassel soll durch den obersten Verwaltungsbeamten, den Oberbürgermeister, 
zeitnah verfügt werden. 

 
Stadtverordneter Dreyer, AfD-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, DIE LINKE, FDP 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Kein „Gendern“ in amtlichen Schreiben der 
Stadt Kassel, 101.19.281, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dreyer 
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9. Zwangsvollstreckungsverfahren Rundfunkbeitrag 

Anfrage der AfD-Fraktion 
- 101.19.282 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 

 
1. Zu wie vielen Zwangsvollstreckungsverfahren ist es in Kassel in den Jahren 

2016 (01.01.2016) bis 2020 (31.12.2020) wegen zahlungssäumiger 
Personen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunkbeitrag gekommen? (Bitte 
nach Jahreszahlen aufschlüsseln) 

 
2. Zu wie vielen Zwangsvollstreckungsverfahren ist es in Kassel von Januar bis 

einschließlich Oktober 2021 wegen zahlungssäumiger Personen für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkbeitrages gekommen? 

 
3. Welcher jährliche Kosten- und Personalaufwand besteht für die Stadt im 

Rahmen von Zwangsvollstreckungsverfahren für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkbeitrag? 

 
4. Welche Aufwandsentschädigung für Amtshilfe pro Zwangsvollstreckungsfall 

wird der Stadt von Seiten des öffentlich-rechtlichen Rundfunkbeitrages i. d. 
R. erstattet? 

 
5. Besteht für die Stadt die Möglichkeit, Amtshilfe für Vollstreckungsersuche 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunkbeitrages abzulehnen?  
 
6. Falls die Frage Nr. 5 bejaht werden sollte: Aus welchen Gründen und wie oft 

wurden solche Ersuche in den Jahren 2016 bis 2020 sowie von Januar bis 
einschließlich Oktober 2021 verweigert? (Bitte nach Jahreszahlen 
aufschlüsseln) 

 
7. Falls die Frage Nr. 5 verneint werden sollte: In wie vielen Fällen war die 

Eintreibung der säumigen Forderungen erfolgreich? (Bitte in Prozent 
angeben) 

 
Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage. Eine Tabelle der 
entsprechenden Zahlen wird der Niederschrift als Anlage beigefügt.  
 
Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzende Dr. 
van den Hövel-Hanemann die Anfrage für erledigt. 
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Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.19.293 - 

 
Anfrage 
 

Die unter Berücksichtigung der beabsichtigten Verwendung von Rücklagen für 
den Haushaltsausgleich erforderliche Verbandsumlage des LWV Hessen steigt in 
2022 voraussichtlich um rund 141,52 Mio. € auf 1.580.786.922 €. Die mittlere 
Finanzplanung des LWV Hessen prognostiziert bis 2024 ein Ansteigen der 
Verbandsumlage auf über 1,7 Milliarden €. 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche Mehrbelastung ergibt sich für den Kasseler Haushalt 2022 durch die 
im nächsten Jahr steigende Verbandsumlage des LWV Hessen? 
 

2. Welche zusätzlichen Mehrbelastungen ergeben sich für unsere Haushalte 
2023 und 2024 durch weiter steigende Verbandsumlagen des LWV Hessen?  
 

3. Welche Mehrbelastungen in den Haushalten 2022 bis 2024 ergeben sich 
allgemein durch die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes? 
 

4. Sind in den dargestellten Mehrbelastungen der Haushalte Aufwendungen 
enthalten, die sich aus Aufgabenverlagerungen/Zuständigkeitsänderungen 
vom LWV Hessen zur örtlichen Ebene ergeben? 

 
Oberbürgermeister Geselle und Bürgermeisterin Friedrich beantworten die Anfrage 
und die sich anschließenden Nachfragen der Ausschussmitglieder. Die schriftliche 
Antwort zur 4. Frage wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle und Bürgermeisterin 
Friedrich erklärt Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann die Anfrage für 
erledigt. 
 
 
11. Gedenken am Ehrenmal wieder ermöglichen 

Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.19.299 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
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(MHK) sowie bei der Landesregierung dafür einzusetzen, dass am Ehrenmal in 
der Karlsaue auch soldatische Gedenkveranstaltungen zum Volkstrauertag 
wieder stattfinden dürfen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: CDU, FDP, AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, DIE LINKE 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der FDP-Fraktion betr. Gedenken am Ehrenmal wieder ermöglichen, 
101.19.299, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Müller 
 
 
12. Städtisches Konzept zur Rechtsform des documenta-Instituts 

Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.19.314 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat:  
 

1. Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen zwischen Stadt und Land zur 
Gründung des documenta-Instituts? 

2. Gibt es ein abgestimmtes inhaltliches Konzept? 
3. Welche Rechtsform soll das Institut erhalten? 
4. Was ist das städtische Konzept zur Rechtsformfrage? 
5. Welche Alternativen werden aktuell geprüft und debattiert? 
6. Wer entscheidet am Ende über die Rechtsform des documenta-Institutes? 
7. Welchen Zeitplan für die Gründung gibt es? 

 
Oberbürgermeister Geselle und Frau Dr. Sabine Schormann, documenta und 
Museum Fridericianum gGmbH, beantworten die Anfrage. Die schriftliche 
Beantwortung wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle und Frau Dr. Schormann 
erklärt Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann die Anfrage für erledigt. 
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Anfrage FDP-Fraktion 
- 101.19.323 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:05 Uhr 
 
 
 
 
 
Dr. Martina van den Hövel-Hanemann Annika Kuhlmann 
Vorsitzende Schriftführerin 
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